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Wir haben untersucht, wie 
schmutzig die Stadt Schaffhausen 
stellenweise ist. / shn.ch 

Barbara Frey 
Nach zehn Jahren verlässt die 
Intendantin das Zürcher Schauspiel­
haus. Ein Rückblick auf ihre Arbeit. / 12 

L 

~::::gskredit / Rat will überall Sch~Ifeit~.;g~~~~JeJij 
zur Bewältigung 
der Waldschäden 

SCHAFFHAUSEN. Der Hitzesommer 
2018 hat sich dramatisch auf den 
Schaffhauser Wald ausgewirkt: Der 
Borkenkäfer konnte sich fast ex­
plosionsartig ausbreiten und setzte 
den Fichtenbeständen stark zu. 
Der Schaffhauser Regierungsrat hat 
deshalb zur Verhinderung weiterer 
Schäden forstliche Massnahmen be­
schlossen. Wegen der schwierigen Si­
tuation auf dem Holzmarkt will er 
zudem eine finanzielle Unterstüt­
zung für die Waldeigentümer aus­
richten. Insgesamt sind Kosten von 
450000 Franken eingeplant, wovon 
der Kanton 270 000 Franken trägt. 
Der Regierungsrat hat einen entspre­
chende Nachtragskredit verabschie­
det. Aufgrund der Höhe dieser Aus­
gabe hat der Kantonsrat diese noch 
zu genehmigen. (dj.) /17 

KONTROLLE 

Bund will neuen 
Postauto-Skandal 
verhindern 

BERN. Die Postauto AG verschleierte 
mittels schwarzer Kassen jahrelang 
Gewinne und kassierte so ungerecht­
fertigt Subventionen in dreistelliger 
Millionenhöhe. Jetzt zieht auch das 
Bundesamt für Verkehr (BAV) die 
Konsequenzen aus der Postauto-Af­
färe: Mit einer verstärkten Aufsicht 
will es sicherstellen, dass die Trans­
portunternehmen künftig Subven­
tionen korrekt einsetzen und ab­
rechnen. Die bisherigen Rechnungs­
prüfungen hätten «nur einen be­
schränkten Einblick in die zahlen er­
laubt», räumt das BAV ein. 

Wie das BAV gestern bekannt gab, 
will es nun acht neue Stellen für die 
verstärkte Aufsicht schaffen. Das be­
deutet fast eine Verdoppelung des 
Personals im Vergleich zu heute. Die 
Mehrkosten belaufen sich auf rund 
eine Million Franken. Die Subventio­
nen, deren Einsatz es zu beaufsichti­
gen gilt, summieren sich auf 5,5 Mil­
liarden Franken. Die dünne Perso­
naldecke hatte dazu beigetragen, 
dass die Postauto AG die unge­
rechtfertigten Zuschüsse beziehen 
konnte. (sva/sda) I 5 

Die Regierung soll ein Gesetz ausarbeiten, das geleitete Schulen in allen Schaffhauser Schulgemeinden zum 
Standard macht. Das hat der Kantonsrat entscheiden. In Volksabstimmungen war das Modell stets gescheitert. 

Mark Liebenberg 

SCHAFFHAUSEN. Die Diskussionen um geleitete 
Schulen sind im Kanton Schaffhausen wieder 
entbrannt. Gestern hat das Kantonsparlament 
mit 32 zu 19 Stimmen die Regierung beauf­
tragt, ein Gesetz auszuarbeiten, das die flä­
chendeckende Einführung des Schulleitungs­
Modells vorsieht. Dieses kommt anschlies­
send wieder in den Rat. Und möglicherweise 
vors Volk. 

Wieder vors Volk, um genau zu sein. Denn 
die kantonale Stimmbevölkerung hat das An­
sinnen vor sieben Jahren abgelehnt. Darauf­
hin haben mehrere Gemeinden aus eigener In­
itiative und aus eigener finanzieller Kraft 
Schulleitungen eingeführt - andere waren bei 
einem Vorsteher-Modell geblieben, unter an­
derem die Stadt, nachdem sich die Stimmbe­
völkerung hier schon 2010 gegen Schulleitun­
gen ausgesprochen hat. Der Unterschied: Ein 

«Wir sind 
der einzige 
Kanton, der die 
Schule unter 
Denkmal­
schutz stellt.» 
Rene Schmidt 
Kantonsrat Grünliberale 

Schulleiter hat mehr Kompetenzen und Füh­
rungsverantwortung, während im Vorsteher­
Modell sich ein Vorsteher und die Schulbe­
hörde die Aufgaben teilen, namentlich Leh­
rerqualifikation und die Erstellung einer 
Strategie und eines Schulprogramms. 

SVP: Gemeinden sollen wählen können 
Die Befürworter des Schulleiter-Modells se­

hen den Zeitpunkt für einen Systemwechsel 
gekommen. Rene Schmidt (GLP, Schaffhau­
sen), der die Motion eingereicht hatte, sagt: 
«Die Vorteile liegen klar auf der Hand. Und 
viele Gemeinden können nun schon auf gute 
Erfahrungen zurückblicken.» Das Fehlen 
einer kantonalen Regelung führe zu unein­
heitlichen Vorgaben und Anstellungsbedin­
gungen - hier tue eine kantonale Vereinheitli­
chung Not. Ausserdem würde ein kantonales 
Gesetz beinhalten, dass sich der Kanton in Zu­
kunft finanziell beteiligt. 

EU-Wahlen: Gelingt der rechte Schulterschluss? 
Die europäischen Rechtsparteien sollen an einem Strang ziehen, wenn es nach dem italienischen 

Innenminister und Lega-Chef Matteo Salvini (2. v. r.) geht. Doch die Interessen unter den 
Nationalkonservativen Europas gehen teils stark auseinander. s1Lo KEY / 3 

Ausserdem sei Schaffhausen nationales 
Schusslicht. Schmidt: «Schaffhausen ist der 
einzige verbleibende Kanton im Land, der die 
Schule unter Denkmalschutz stellt.» 

Erziehungsdirektor Christian Amsler be­
grüsste die Überweisung der Motion. «Die 
Ausgangslage hat sich in den letzen Jahren ge­
ändert. Die Vielfalt erschwert die Zusammen­
arbeit in vielen Punkten.» Mittlerweile sei 
klar, dass das Schulleitungsmodell der Schlüs­
sel für eine gute Schulentwicklung vor Ort sei. 

Widerstand kam von bürgerlicher Seite. Es 
sei nicht nötig, den Gemeinden etwas aufzu­
zwingen, jede Schulgemeinde könne heute 
schon entscheiden, welches Modell für sie bes­
ser passe, hiess es dort. SVP-Kantonsrat Pentti 
Aellig sagte, der Zwang nehme auf lokale Be­
dürfnisse keine Rücksicht und führe zu mehr 
Bildungsbürokratie auf Kosten der Lehrperso­
nen. Er kündigte an, gegen das Gesetz aber­
mals das Referendum zu ergreifen. / 15 

gsaat isch gsaat 

«Entschuldigung, aber in 
Zukunft werden wir dies 
anders handhaben!» 

/' 

Donald Trump 
Dem US-Präsident ist die negative amerika­
nische Handelsbilanz ein Dorn im Auge. /7 

«Es war die unglaub­
lichste Erfahrung, die ich 
mir je vorstellen konnte.>> 
Prinz Harry 
Der britische Prinz über die Geburt seines 
ersten Kindes gestern. / 14 

«Ich bin froh, wenn 
ich ein paar Runden 
überstehen kann. Die 
Auslosung ist hart.>> 
Roger Federer 
Spielt nach drei Jahren Pause in Madrid 
erstmals wieder auf Sand. /25 

«Es geschieht nicht oft, 
dass sie in einem Spiel 
kein Tor erzielen.» 
Jürgen Klopp 
Liverpools Trainer Ober Gegner Barcelona 
vor dem Rückspiel des Champions-League· 
Halbfinalspiels. / 26 
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Portmann greift Stockers 
Strategie zu Alterszentren an 

VOLKSMOTION ABGELEHNT 

Der 2. Januar wird 
kein neuer Ruhetag 

BOHRUNGEN FÜR TIEFENLAGER 

Weitere Bohrungen 
im Zürcher Weinland 

MISSBRAUCH 

Sexuelle Übergriffe 
zwischen Kindern 

SCHAFFHAUSEN. SP-Kantonsrat Patrick 
Portmann kritisiert die städtische Stra­
tegie zu den Alterszentren. Um das Defi­
zit bei den Erträgen durch Heimtaxen 
aufzufangen, will Sozialreferent Simon 
Stocker (AL) nicht nur die Zahl der Bet­
ten reduzieren, sondern auch den Perso­
nalbestand senken. Statt bei den Pfle­
genden zu sparen, sollte die Stadt viel­
mehr eine Ausbildungsoffensive starten, 
sagt Pflegefachmann Portmann im In­
terview mit den SN. Er kritisiert ausser-

dem, dass in den Zentren vor allem Men­
schen mit erhöhtem Pflegebedarf aufge­
nommen würden. Portmann schlägt 
vor, in den Alterszentren Menschen mit 
möglichst verschiedenen Pflegestufen 
aufzunehmen. Dies tue die Stadt bereits 
heute, entgegnet Sozialreferent Stocker. 
Man versuche auch nicht, möglichst 
viele Menschen bei der Spitex unterzu­
bringen: «Der Wunsch, länger zu Hause 
zu leben, kommt von den älteren Men­
schen.» (heu) / 19 

SCHAFFHAUSEN. Viele Betriebe und Lä­
den sind am 2. Januar jeweils geschlos­
sen, vom Gesetz her jedoch ist der 
Berchtoldstag ein ganz gewöhnlicher 
Arbeitstag. Dies wollte eine Volksmo­
tion ändern, die gestern im Kantonsrat 
behandelt wurde. Der 2. Januar sollte 
offiziell als kantonaler Ruhetag festge­
legt werden. Doch die Regierung und 
eine Mehrheit des Kantonsrats wollten 
davon nichts wissen. Man fürchtete un­
ter anderem um das Gewerbe. (zge) I 15 

TRÜLLIKON. Das Uvek hat zwei weitere 
Sondierbohrungen bewilligt. Es betrifft 
zwei Bohrplätze in Trüllikon. Mit den 
Bohrungen will die Nagra mögliche 
Standortgebiete für geologische Tiefen­
lager untersuchen. Von den insgesamt 
acht Gesuchen für Sondierbohrungen 
im Zürcher Weinland sind somit deren 
vier bereits bewilligt worden. Schon im 
August 2018 wurde ein Gebiet in Mar­
thalen und eines in Trüllikon festgelegt. 
Nun folgen zwei weitere in diesem Dorf. 

ZÜRICH. Die Zürcher Opferberatungs­
stelle Castagna warnt vor einer Ver­
harmlosung von sexueller übergriffen 
zwischen Kindern. Die Opfer seien oft 
traumatisiert und brauchten Hilfe. 
Doch vor allem die Täter müssten in die 
Therapie, um als Erwachsene nicht zu 
Sexualstraftätern zu werden. Laut Cas­
tagna verdrängen sowohl Fachpersonen 
als Eltern die Übergriffe. Man wolle 
die Kinder nicht kriminalisieren und 
schaue allzu oft weg. (cla) I 6 
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Gestern im Rat 

Vorsitz: 
Andreas Frei (SP, Stein am Rhein) 

» Der Rat hat Daniel Stauffer (FDP, 
Neunkirch) in Pflicht genommen und 
eine neue Staatsanwältin gewählt. 

» Zustimmung gab es im Kantons­
rat für die bereinigte Sammlung der 
Motionen und Postulate. 

» überwiesen hat das Kantons­
parlament eine Motion, die die Aus­
arbeitung eines Gesetzes zur flächen­
deckenden Einführung von geleiteten 
Schulen im Kanton verlangt. 

» Keine Mehrheit fand ein Vorstoss, 
der sich gegen kleine Klassen an der 
Orientierungsschule wandte. 

» Abgelehnt hat der Kantonsrat eine 
Volksmotion, welche den Berchtolds­
tag zu einem kantonalen Ruhetag 
erheben wollte. 

Journal 

Neuer Kantonsrat und 
neue Staatsanwältin 
Gestern wurde als neuer Kantonsrat 
Daniel Stauffer aus Neunkirch in die 
Pflicht genommen. Der Freisinnige 
ersetzt in derFDP/CVP/JFSH-Frak­
tion Susi Stamm, die per 1. April 
zurückgetreten ist. Das Parlament 
wählte gestern zudem eine neue 
Staatsanwältin. Jasmine Stössel 
erhielt 53 von 54 gültig abgegebenen 
Stimmen. 

Sammlung hängiger 
Vorstösse bereinigt 
Im Rahmen einer Bereinigung der 
Liste von noch nicht behandelten 
Motionen und Postulaten hat der 
Kantonsrat der Regierung eine Frist­
verlängerung zu einem Postulat von 
Andreas Frei (SP, Stein am Rhein) 
gewährt, das eine Neuaufteilung der 
Benzinzollanteile zwischen Gemein­
den und Kanton verlangt. Diese 
Frage soll im Zuge der Finanzie­
rungs- und Leistungsentflechtungs­
vorlage gelöst werden, die laut der 
Finanzdirektion Ende des Jahres 
vorliegen wird. Abgeschrieben 
wurde das Postulat «Stopp dem Post­
stellen-Kahlschlag» von Rene 
Schmidt (GLP, Schaffhausen), nach­
dem das Volk letztes Jahr ein Schlies­
sungs-Moratorium abgelehnt hatte. 

Sätze zur Situation 

Matthias Frick (AL, Schaffhausen) 
«Die SP hat einfach 
herumgeschwurbelt.» 
Im Zusammenhang mit der Dis/cus­
sion über Klassengrössen. Die lin/ce 
Liebe ist offenbar auch im Kantonsrat 
er/caltet. 

Thomas Stamm (SVP, Schaffhausen) 
«Es ist relativ selten, dass in unserer 
Fraktion ein Vorstoss von Matthias 
Frick teilweise wohlwollende Stim­
mung verbreitet.» 
Zumgleichen Thema. 

Regierungsrat Christian Amsler: 
«Man sieht: Das Thema Schule weckt 
Einiges an Emotionen.» 
Zur lebhaften Schulleiter-Debatte. 

Andreas Frei (SP, Stein am Rhein): 
«Das Wort hat Regierungsrätin 
Cornelia Amsler ... » 
Nein, Cornelia StammHurter sitzt nur 
neben ChristianAmsler. Verheiratet 
ist sie mit einem anderen Politiker ... 

Frostnacht ohne grosse Schäden 
Aufgrund der Kälte schützten Landwirte 
im Zürcher Weinland ihre Rebberge und 
Feldkulturen. Mit Erfolg. / 24 
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Der Rat will chulleitungen überall 
Schulleitungen will der Kantonsrat künftig flächendeckend und beauftragt die Regierung, ein entsprechendes 
Gesetz auszuarbeiten. Das Volk hatte 2012 noch Nein dazu gesagt. Die Gegner sprechen von Zwängerei. 

Mark Liebenberg 

Sieben Jahre ist es her, seit das Schaffhauser 
Stimmvolk die Einführung von geleiteten 
Schulen auf kantonaler Ebene verworfen hat. 
Gestern nun hat das Kantonsparlament mit 
32 gegen 19 Stimmen der Regierung den Auf­
trag erteilt, ein Gesetz zur flächendeckenden 
Einführung des Schulleitermodells auszu­
arbeiten und im Rat erneut zur Abstimmung 
vorzulegen. Ein so lautender Vorstoss von Rene 
Schmidt (GLP, Schaffhausen) führte gestern zu 
einer ausführlichen Debatte im Kantonsrat. 

Denn viele Gemeinden sind seit der verlore­
nen Abstimmung nicht untätig geblieben, 
und haben Schulleitungen auf eigene Faust 
eingeführt. Andere kennen ein Schulvorste­
her-Modell - etwa die Stadt, wo die Bevölke­
rung an der Urne die Schulleitungen schon im 
Jahr 2010 ebenfalls deutlich verworfen hat. 
Oder aber die Gemeinde blieb ohne Schullei­
ter. Jetzt soll aber der Kanton neue gesetz­
liche Regelungen erlassen und das Modell 
so automatisch in allen Schulhäusern Pflicht 
werden. Und die Regierung soll darlegen, wie 
der Kanton die Schulleitungen mitfinanziert. 

Schaffhause-r Schuberr; Struktur 

S<hull<ltun9 
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Die Zeit sei reif, sagten die Befürworter der 
Kantonslösung. Rene Schmidt meinte: «Viele 
Schaffhauser Gemeinden haben ihre Schul­
strukturen mit dem Schulleitungsmodell er­
folgreich neu geordnet, um den neuen Heraus­
forderungen gerecht zu werden. Die Vorteile 
liegen auf der Hand.» Er erwähnte die komple­
xer gewordene Personalführung, die Erstel­
lung eines Schulprogramms, die Förderung 
einer guten Schulhauskultur oder die gestie­
genen Herausforderungen als Anlaufstelle für 
Eltern, welche ein Schulleiter besser als die 
Schulbehörden wahrnehmen könne. 

~

···-·· 
' 

' ' 

"""' 

Von den 25 Schulgemeinden im Kanton (Buch und Ramsen bilden eine gemeinsame) arbeiten elf mit Schulvorstehern. 
Darunter ist die grösste Schulgemeinde im Kanton, die Stadt Schaffhausen. BILD SN-GRAFIK/QUELLE: ERZIEHUNGSDEPARTEMENT SH 

Klare Führungsstrukturen brauche es auch 
an der Schule, sagte Diego Faccani (FDP, 
Schaffhausen). «Es braucht klare Kompetenz­
regelungen, es braucht einen Chef.» Katrin 
Huber (SP, Schaffhausen), auch Stadtschulrats­
präsidentin, sagte, nach sieben Jahren brau­
che es eine Korrektur. «Schaffhausen ist der 
letzte Mohikaner, restlos alle anderen Kantone 
haben mittlerweile Schulleitungen einge­
führt.» Diese seien heute unerlässlich für die 
administrative Entlastung der Lehrpersonen, 
was im Zuge der Einführung des Lehrplans 21 
noch wichtiger werde. «Ich sehe täglich, wie 
die Vorsteher am Anschlag laufen.» Das Fehlen 
einer kantonalen Regelung habe ausserdem 

die unerwünschte Folge, dass die Entlöhnung 
der Schulleiterfunktion in den Gemeinden to­
tal unterschiedlich ausfällt. «Homogene Struk­
turen sind gefragt, kein Flickenteppich» sagte 
Marco Passafaro (SP, Thayngen). 

Dörflingen) sieht im flächendeckenden Zwang 
zum Schulleitermodell vor allem eins: «Einen 
weiteren Versuch, die Bildungsbürokratie zu­
lasten der Lehrpersonen zu verstärken.» Die 
Mitfinanzierung durch den Kanton führe zu 
«systemrelevanter Abhängigkeit.» Bei der 
Kesb sehe man die negativen Folgen solcher 
Bestrebungen. Seine Partei werde mit Sicher­
heit das Referendum ergreifen, so Aellig. 14 

Schulgemeinden von 
25 im Kanton haben 
bereits ein Schullei­
tungsmodell. Elf ha­
ben Schulvorsteher. 

SVP kündigt Referendum an 
Es gehe aber gar nicht darum ob das Modell 

Schulleitungen gut oder schlecht sei, sagten 
die Gegner aus dem bürgerlichen Lager. Im 
Sinne des Föderalismus sollten indes die Ge­
meinden selber entscheiden können, was für 
sie stimmt, meinte Marcel Montanari (JFSH, 
Thayngen). «Es gibt keine Notwendigkeit, sich 
über die Entscheidungskompetenz der Ge­
meinden hinwegzusetzen.» Pentti Aellig (SVP, 

Für harsche Kritik sorgte ein Vergleich Ael-
ligs. «Bei <flächendeckend> bekomme ich im-
mer Gänsehaut, das erinnert mich eher an 
den flächendeckenden Einsatz des Giftgases 
Agent Orange im Vietnamkrieg», sagte dieser. 
Ratspräsident Andreas Frei rügte Aellig umge- / 
hend für den «absolut unpassenden Vergleich.» / 

Der 2. Januar wird nicht zu/ 
einem kantonalen Ruhetag 

~ 1 .5-?o15 
· Klassen 

lassen 
Ob man am Berchtoldstag frei 
hat oder arbeiten muss, ist vom 
Arbeitgeber abhängig. Der 
2.Januar gilt im Kanton Schaff­
hausen nicht als offizieller Ruhe­
tag. Ein Versuch, dies zu ändern, 
ist im Parlament gescheitert. 

Die meisten Unternehmen und Läden 
haben am 2. Januar jeweils geschlossen. 
Es gilt der Sonntagsfahrplan und es 
erscheint auch keine SN. Ein offizieller 
Ruhetag ist der Berchtoldstag aber 
nicht. Dies wollten die Unterzeichner 
einer Volksmotion ändern. Sie forder­
ten, dass der 2. Januar künftig als kan­
tonaler öffentlicher Ruhetag gilt. 

Bei der Regierung stiess diese Idee auf 
Ablehnung. «Damit erweisen Sie unse­
rem Detailhandel einen Bärendienst», 
warnte Volkswirtschaftsdirektor Ernst 
Landolt (SVP). Wer am 2. Januar frei 
habe, nutze dies, um einkaufen zu 
gehen. Seien die Läden bei uns geschlos­
sen, würden die Leute nach Zürich oder 
Deutschland fahren. Im Übrigen sei es 
an einem kantonalen Ruhetag sehr 

wohl erlaubt, zu arbeiten. Einzig die 
Läden müssten geschlossen halten, das 
Personal könne aber zum Beispiel für 
Inventurarbeiten trotzdem aufgeboten 
werden. 

Patrick Portmann (SP, Schaffhausen), 
neben Matthias Frick und Claudia Kus­
ter einer der Erstunterzeichner der 
Volksmotion, warnte, dass das Ver­
kaufspersonal schon im Dezember 
wegen der Sonntagsverkäufe leide. 

Doch die bürgerliche Mehrheit wollte 
davon nichts wissen. «Dieser Vorstoss 
ist gewerbefeindlich», sagte Peter 
Scheck (SVP, Schaffhausen). «Sie wollen 
Geschenke verteilen, kommen aber 
nicht für den Preis auf.» Diego Faccani 
(FDP, Schaffhausen) sagte, «für mich 
kommt die Motion einer Zwangsschlies­
sung gleich.» Schon heute leide der 
Detailhandel, und sie von der FDP als 
freiheitsliebende Partei wollten keine 
Vorschriften. Andreas Schnetzler (EDU, 
Gächlingen) meinte, wenn schon, dann 
bräuchte es nicht vier verkaufsoffene 
Sonntage zur Adventszeit. 

Mit 38 Nein zu 13 Ja bei 4 Enthaltun­
gen lehnte der Rat die Motion ab. (zge) 

Miniklassen, 
diesem 
der Kanton 

Vorschlag, Sek ~. .. > .:m:crKie'itreR'.lassen 
mit weniger ais-zwoffScnülern dings trage Frick mit seiner Idee Wasser 
pauschal zu streichen, ist aber in den Rhein, denn bis Ende des Jahres 
chancenlos geblieben. werde eine Vorlage zur moderaten Ver­

Im Prinzip eine gute Idee, in der Praxis 
aber doch eine, die ein Nein verdient: So 
lässt sich die Haltung des Kantonsrats 
und der Regierung zu einem Postulat 
von Matthias Frick (AL, Schaffhausen) 
zum Thema Klassengrössen zusam­
menfassen. 

Frick hatte vorgeschlagen, dass für 
Klassen der Orientierungsstufe mit 
weniger als zwölf Schülerinnen und 
Schülern automatisch die Aufhebung zu 
beantragen sei. Dies aus Kostengrün­
den, aber auch, weil die Gemeinden 
schon heute zusammenarbeiteten und 
es den Jugendlichen auch zuzumuten 
sei, mit Velo, ÖV oder Schulbus in die 
Nachbargemeinde zur Schule zu fahren. 
Nicht von der Regelung betroffen sein 
sollten gemäss Frick der Kindergarten 

dichtung in der Volksschule in den Rat 
kommen. Zudem sei der Vorschlag in 
der Praxis schwierig umzusetzen, unter 
anderem, weil die Gemeinden nicht zu 
einer Zusammenarbeit verpflichtet wer­
den könnten und die geografische Lage 
von Gemeinden wie Rüdlingen und 
Buchberg eine überregionale Zusam­
menarbeit nur beschränkt erlaube. 

Auch aus den Fraktionen gab es mehr­
heitlich ablehnende Voten. So sagte Tho­
mas Hauser (FDP, Schaffhausen), das 
Hauptproblem liege in der Unterstufe. 
Irerie Gruhler Heinzer (SP, Stein am 
Rhein) wiederum sprach von einem 
«vorpreschen». Gewisse Sympathien 
weckte Frick hingegen in der SVP. Die 
Ablehnung fiel letztlich deutlich aus: Mit 
32 zu 13 Stimmen, bei 10 Enthaltungen, 
wurde das Postulat abgelehnt. (zge) 
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